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Nach der Annahme der Masseneinwanderungs-

Initiative der SVP am 9. Februar 2014 haben

Expert*innen die Wähler*innen in den Gemein-

den, Kantonen sowie in den verschiedenen

Sprachregionen befragt, um die "wahren Beweg-

gründe" benennen zu können, die zum bekann-

ten Abstimmungsergebnis geführt haben. In pa-

ternalistischer Manier fanden sie heraus, dass

das "Stimmvolk" sehr wohl wisse, worüber es

abgestimmt habe!

Indessen ist klar: Die politischen Parteien, die

die Schweiz seit Jahrzehnten im Konkordanz-

prinzip regieren (SVP, FDP, CVP und SP) lau-

fen der öffentlichen Meinung nicht einfach nach,

sondern gestalten diese mit. Auf ihre Weise hat

jede dieser Parteien einem legendären "Schwei-

zervolk" angeblich natürliche Eigenschaften zu-

gewiesen. Diese konstruierte Identität zieht eine

Grenze zwischen dem Homo helveticus (mit sei-

nen kantonalen Ausprägungen) und den "Frem-

den". Das schafft ein fruchtbares Terrain für

Fremdenfeindlichkeit: Die Lohnabhängigen mit

Schweizer Pass sollen nicht zur selben Klasse

wie die migrantischen Lohnabhängigen gehören.

So werden die Lohnabhängigen gespalten,

gleichzeitig wird auf weite Teile der Migrant*in-

nen ein starker Zwang zur Assimilation ausgeübt.

Gute und schlechte Ausländer
Die Aktuelle Migrationspolitik und ihr fremden-

feindlicher Diskurs verschleiern eine weniger

mythische Realität: Die Zahl der Lohnabhängi-

gen, die in Unternehmen in der EU arbeiten,

welche vom Schweizerischen Kapital kontrolliert

werden, ist 2012 auf 1 '126'486 gestiegen. Der

helvetische Kapitalismus ist also sehr offen für

die Ausbeutung der Arbeitskräfte, die in Euro-

pa und in der Welt zur Verfügung stehen. Das

ist eine konkrete Folge dessen, was die Schwei-

zerische Nationalbank "direkten Kapitalexport"

nennt.

Die andere Seite dieses Kapitalexports ist der

Import von Arbeitskräften, also von Migrant*in-

nen. Das helvetische Kapital, aus dem Zweiten

Weltkrieg reich hervorgegangen, hat unaufhör-

lich um "eingewanderte Arbeitskräfte" ersucht,

um seine Investitionen zu sichern und rentabel

zu machen. Um die Arbeitsmigrant*innen öko-

nomisch, sozial und politisch zu kontrollieren,

haben die Herrschenden begleitende Massnah-

men eingeführt. Das Credo der Wirtschaft war
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immer die "kontrollierte Einwanderung", in der

Regel unter Zustimmung der Gewerkschaftsfüh-

rungen. So hat die Vielfalt an Aufenthalts- und

Arbeitsbewilligungen für die verschiedenen Her-

kunftsländer die Segmentierung der Migrant*in-

nen zementiert. Um die Abstimmung vom 9.Fe-

bruar in ein richtiges Licht zu rücken, sei an zwei

Tatsachen erinnert:

1 . In nur vier Jahren, von 1991 bis 1994, stieg die

Zahl der Erwerbslosen von 58'000 auf 165'000.

Seitdem sind die Unsicherheit der Beschäftigung

und der Arbeitsstress für viele Lohnabhängige zu

einer Belastung geworden.

2. Vor diesem Hintergrund konnte die SVP an

einen Diskurs anknüpfen, der von den Herrschen-

den seit Jahrzehnten bereitgestellt und kultiviert

wird: der Schweizer Souverän als nationale Iden-

tität. In den letzten beiden Jahrzehnten hat die

SVP die politische Landschaft der Schweiz um-

gekrempelt. Sie erzeugt und instrumentalisiert die

Sorgen, die Zukunftsangst und den Frust vieler

über die Arbeitsbedingungen. Das "schwarze

Schaf" wird zur helvetischen Formel für den Sün-

denbock, die Herrschenden und ihr System blei-

ben dabei gänzlich "weiss".

Der SVP ist es nach und nach gelungen, den Bun-

desrat, die grosse Mehrheit des Parlaments und

damit alle etablierten Parteien um ihre Positio-

nen zu scharen. Der von oben geschmiedete,

fremdenfeindliche Diskurs wurde stärker und die

Medien horchen auf die Stimmen und Ängste

"von unten". Parallel dazu wurden und werden

das Asyl- und Ausländerrecht kontinuierlich ver-

schärft und verschlechtert.

Die Osterweiterung der EU
2004 begann eine neue Etappe: die EU wurde

von 15 auf 25 Mitgliedstaaten erweitert. Am 25.

September 2005 fand eine Volkabstimmung über

die Genehmigung und Umsetzung der Ausdeh-

nung des Freizügigkeitsabkommens auf die neu-

en EU-Mitgliedstaaten sowie über die "flankie-

renden Massnahmen" statt. Darin wurde Artikel

1 der Konvention 98 der Internationalen Arbeits-

organisation (ILO) nicht einmal erwähnt. Die

Konvention hat zum Ziel, vor Diskriminierungen

durch Unternehmen zu schützen, die sich gegen

gewerkschaftliche Aktivitäten wenden. Im Jahr

2006 wurde die Schweiz vom ILO-Komitee für

Gewerkschaftsfreiheit wegen Nichtrespektierung

der Konvention getadelt.

Lohndumping
Hinter den flankierenden Massnahmen verber-

gen sich Mechanismen des Lohn- und Sozialdum-

pings. Sie werden möglich, weil die Gesamtheit

der Lohnabhängigen vor dem Hintergrund zuneh-

mender Erwerbslosigkeit und zunehmender An-

griffe auf die Errungenschaften und die Rechte

der abhängig Beschäftigten in Europa gegenein-

ander in Konkurrenz gebracht wird.

Im Jahr 2005, als es um die Einführung der Per-

sonenfreizügigkeit ging, war der grösste Teil der

Linken zur Hälfte gelähmt. Sie machte aus der

Arbeitnehmerfreizügigkeit ein Heiligtum – ge-

nauer gesagt aus der Freizügigkeit der Mehrheit

der Lohnabhängigen, deren soziale und politische

Rechte amputiert und die von Erwerbslosigkeit

bedroht werden. Sie weigerte sich, das Prinzip

der Freizügigkeit auf eine Stufe mit der Garantie

der Rechts- und Koalitionsfreiheit zu stellen, die

zur Verteidigung der Lohnabhängigen und zur

Schaffung einer Solidarität über die Grenzen der

jeweiligen Nationalität hinaus unerlässlich sind.

Das wäre der einzige Weg gewesen, Lohn- und

Sozialdumping zu verhindern. Kein Jurist würde

es wagen, Artikel 13 der Allgemeinen Erklärung

der Menschenrechte (Recht auf Bewegungsfrei-

heit) von Artikel 23 zu trennen, der soziale, ge-

werkschaftliche u.a. Rechte garantiert. Indem

grosse Teile der Linken akzeptierte, dass diese

beiden Prinzipien – genauer gesagt diese beiden

Grundrechte – voneinander getrennt werden, hat

sie letztlich der SVP das Terrain überlassen und

sich in die Allianz von Unternehmen bis zum

Schweizerischen Gewerkschaftsbund eingereiht.

Was tun?
Nach der Abstimmung vom 9.Februar gilt es, vor

dem Hintergrund des Aufstiegs der extremen

Rechten in Europa, rückhaltlos die eigenen

Schwächen aufzudecken und zugleich gemeinsam

mit anderen Initiativen zu ergreifen:

Gegenüber der Fremdenfeindlichkeit und dem

Zwang zur Assimilation müssen eine interkultu-

relle Praxis und gemeinsame Kämpfe von Lohn-

abhängigen aller Nationalitäten in den Mittel-

punkt gestellt werden!

Die Verteidigung des Asylrechts und die Vertei-

digung der demokratischen und sozialen Rechte

für alle müssen miteinander verbunden werden!

Angesichts des Lohndumpings müssen Sinn und

Wirkung der Forderung nach einem Mindestlohn

von 4000 Franken für 12 (nicht 13) Monate dis-

kutiert werden. Gerade jetzt, wo die Gewerk-

schaften sich anschicken, den grössten Gesamt-

arbeitsvertrag zu erneuern, von dem rund 250'000

Lohnabhängige betroffen sind und der Löhne um

die 3000 Franken vorsieht.

Anstelle der flankierenden Massnahmen braucht

es wirksame Massnahmen zur Verteidigung der

Lohnabhängigen!

Angesichts der Krise der EU muss eine Debatte

initiiert werden, wie ein demokratisches und so-

ziales Europa aussehen kann.

"Kein Jurist würde es wagen, Artikel 13 der Allgemeinen Erklärung

der Menschenrechte (Recht aufBewegungsfreiheit) von Artikel 23 zu

trennen, der soziale, gewerkschaftliche u.a. Rechte garantiert."



Eine andere Welt ist nötig!
Während weltweit Hunderte von Millionen Men-

schen nicht in der Lage sind, ihre Grundbedürf-

nisse nach Nahrung, Unterkunft, Sicherheit und

Gesundheit zu decken, nehmen auch in grossen

Teilen Europas Armut und Arbeitslosigkeit dra-

matisch zu. Und selbst in der reichen Schweiz

müssen Hunderttausende einer Lohnarbeit nach-

gehen, ohne dabei ihre Lebenskosten decken zu

können (working poor), leiden viele unter der zu-

nehmenden Intensität der Arbeitswelt

(Stresserkrankungen), werden Millionen

Menschen rechtlich diskriminiert (Mi-

grant*innen, Sans-Papiers).

Die aktuelle Gesellschaft, in der sich die

herrschende Klasse auf Kosten der Lohn-

abhängigen und unseren natürlichen Le-

bensgrundlagen weltweit bereichert, ist

weder naturgegeben noch unumstösslich.

Sie ist das Produkt eines historischen

Prozesses, dessen Weiterentwicklung wir

gemeinsam beeinflussen können. Wir,

Aktivist*innen der Bewegung für Sozia-

lismus, sind davon überzeugt, dass die

kapitalistische Gesellschaft täglich zu Ungleich-

heit, Unterdrückung und Gewalt führt und des-

wegen überwunden werden muss. Armut, Um-

weltzerstörung, Sexismus, Rassismus und andere

Diskriminierungsformen verstehen wir als Folge

eines Systems, das seinen Ursprung in der Tren-

nung der Gesellschaft in eine besitzende Minder-

heit und eine (mehr oder wenige) besitzlose

Mehrheit hat.

Widerstand zeichnet Konturen
einer anderen Welt!
Deshalb beteiligen wir uns an den Mobilisierun-

gen gegen den Kapitalismus (WEF, G8, OSZE

usw.) und seine imperialistischen Kriege. Wir en-

gagieren uns auch in antirassistischen Bewegun-

gen und an den Universitäten. Wir unterstützen

alle Bemühungen, aktiv für die Forderungen, In-

teressen und Rechte der lohnabhängigen Men-

schen und aller Unterdrückten einzutreten. Wir

sind an der Basis der Gewerkschaften aktiv, wo

wir die direkte Aktion der Lohnabhängigen (Mo-

bilisierungen, Streiks usw.) fördern und unterstüt-

zen. Wir wollen durch kollektive Kämpfe die Ide-

en und Grundsätze einer anderen Gesellschaft

entwickeln und zur Diskussion stellen. Wir wün-

schen uns eine Gesellschaft ohne Ausbeutung, in

der die wirtschaftliche Produktion, die Kultur und

die Wissenschaft die Bedürfnisse aller Menschen

berücksichtigen und nicht dazu dienen, privaten

Profit zu erzielen. Solange die Produktionsmittel

(Fabriken, Büros, Institutionen) in den Händen

des Kapitals verbleiben, wird stets das Streben

nach Gewinnmaximierung Produktion und Ar-

beitsbedingungen bestimmen. Indem wir den Ka-

pitalismus und seine Eigentumsverhältnisse als

Ganzes kritisieren, stellen wir die innere Logik

der aktuellen Verhältnisse ins Zentrum unserer

Kritik, anstatt uns über "gierige Manager" aufzu-

regen oder gar Minderheiten unserer Gesellschaft

(Sozialhilfebezüger, Arbeitslose, IV-Empfänger,

Flüchtlinge) als Sündenböcke herbeizuziehen.

Grüner Kapitalismus?
Die jüngsten ökonomischen, gesellschaftlichen

und klimatischen Entwicklungen machen deut-

lich, dass die kapitalistische Gesellschaftsordnung

nicht in der Lage ist, eine ökologisch "nachhalti-

ge" Produktion und Konsumtion zu organiseren.

Enormer Ressourcenabbau, umweltfeindliche In-

dustrie, Individualverkehr, industrielle Landwirt-

schaft und Viehzucht, verbunden mit einer auf

die Bedürfnisse des Kapitals zugerichteten Le-

bensweise verunmöglichen eine ökologische Neu-

ausrichtung des Kapitalismus. Schuld daran sind

auch hier nicht in erster Linie die "unvernünfti-

gen Konsumenten", sondern die Logik eines Sys-

tems, das auf Gedeih und Verderben auf Wachs-

tum angewiesen ist.

Für echte Basisdemokratie
Wir wollen eine Gesellschaft, in der dank einer

wirklichen Demokratie gemeinsam und unter Be-

rücksichtungen aller darüber entschieden wird,

was, wie und für wen produziert wird; in der das

Potential, das in der gesellschaftlichen Arbeit, in

der Wissenschaft, der Technik und der Kunst

steckt, der ganzen Menschheit zu Gute kommt.

Wir streben eine Gesellschaft an, "in der die freie

Entwicklung eines jeden die Bedingung für die

freie Entwicklung aller ist".

Sozialismus neu denken,
Kapitalismus überwinden!
Ist Sozialismus nicht ein veraltetes und autoritär-

es Konzept, das in Form des "Realsozialismus"

(Sowjetunion, Jugoslawien usw.) längst geschei-

tert ist? Wir finden nicht! Sozialismus hat für uns

nichts mit "Stalinismus" oder anderen autoritär-

en Denkformen zu tun. Die Idee des revolutio-

nären Sozialismus bedeutet für uns, sich in der

Perspektive einer "Vergesellschaftung" oder ei-

ner "Kollektivierung" der Produktionsmittel für

eine basisdemokratische und emanzipatorische

Gesellschaft einzusetzen. Sozialismus bedeutet

weder die Einzelherrschaft einer Partei noch die

Unterdrückung Andersdenkender. Er ist ein Mit-

tel, mit dem wir die kapitalistische Klassengesell-

schaft in eine klassenlose und selbstverwaltete

Gesellschaft revolutionieren möchten.

Sozialismus neu denken!

Mitmachen!



In der Lesegruppe sind alle willkom-

men, egal ob mit oder ohne Vorkennt-

nisse! Wir treffen uns in der Regel 14-

täglich, jeweils sonntags um 18:30 im

Infoladen an der Inselstrasse 79 in Ba-

sel. Wann das nächste Treffen stattfin-

det, erfährst du auf sozialismus.ch.

Internationales Sommercamp 2014
Das 31. Internationale Sommercamp findet vom 3. bis zum 9. Au-

gust in Südfrankreich statt!

Workshops, Diskussionen und Vorträge zu vielfältigen Themen!

Sich austauschen und zusammen feiern!

Auch 2014 werden wir die Hin- und Rückreise gemeinsam organi-

sieren. Wenn du mit dabei sein willst, nimm mit uns Kontakt auf!

Weitere Infos auf sozialismus.ch.

Gramsci lesen! Einstiege in die Gefängnishefte

"Kein Jurist würde es wagen, Artikel 13 der Allgemeinen Erklärung

der Menschenrechte (Recht aufBewegungsfreiheit) von Artikel 23 zu

trennen, der soziale, gewerkschaftliche u.a. Rechte garantiert."

An der Konferenz am 17. Mai wollen wir uns damit auseinandersetzen, wie sich unsere Arbeits-

bedingungen auf regionaler und globaler Ebene in den letzten Jahren entwickelt und verändert

haben. Was zeichnet den Kapitalismus, die Arbeits- und Ausbeutungsverhältnisse des 21 . Jahr-

hunderts aus? Wo gibt es Ansatzpunkte für erfolgreichen Widerstand gegen die permanenten An-

griffe auf uns als Lohnabhängige?

Wann und wo: Samstag, 17. Mai 2014, 11:00-17:00 Uhr, Volkshaus Zürich

Konferenz am 17. Mai im Volkshaus

Veränderungen der Arbeitswelt und ihre Bedeutung

für die politische Intervention

Filmabende:




